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Die Meinung des Präsidenten
Bereits im Herbst 2006 

wurde mit der Einführung 
der Nachmittagsbetreu-
ung an Pflichtschulen als 
Ergänzung des bereits be-
stehenden Betreuungsan-
gebotes für schulpflichtige 
Kinder ein bedeutender 
Schritt zur Optimierung 
der Kinderbetreuung ge-
setzt und die Ganztagesbe-
treuung an Schulen im er-
heblichen Maße ausgebaut. 
Die Neue Mittelschule för-
dert grundsätzlich ganztä-
gige Schulformen.

Bund und Länder haben 
sich nun das gemeinsame 
Ziel gesetzt, die Betreu-
ungsquote der Schülerin-
nen und Schüler sowohl 
hinsichtlich der Anzahl 
der Betreuungsplätze als 
auch hinsichtlich der Be-
treuungsdauer auszubauen. 
Zu diesem Zwecke wird 
der Bund bis 2014 pro Ka-
lenderjahr 80 Mio Euro als 
Anschubfinanzierung zur 
Verfügung stellen. Für Ti-
rol sind das im Jahr 2011 
5,9 Mio, 2012 4,16 Mio, 
2013 3,63 Mio und 2014 
3,16 Mio Euro. Ein Groß-
teil dieser Gelder soll den 
Gemeinden als Schuler-
halter für die Personalkos-
ten in der Freizeitbetreu-
ung zu Gute kommen. Die 
Gemeinden können bis zu 
8.000 Euro pro Gruppe 
an Förderung lukrieren. 
2011 und 2012 ist es zu-
dem möglich bis zu 50.000 
Euro pro Gruppe in die 
Errichtung neuer oder in 
die Qualitätsverbesserung 
bereits vorhandener Infra-
struktur wie Küchen, Spei-
sesäle, Gruppenräume oder 

für die Freizeit genützte 
Außenanlagen zu investie-
ren.

Das klingt nun alles 
schön und gut. Finanziert 
sich damit die Tagesbe-
treuung und wie schaut die 
Finanzierung nach 2014 
aus? Bleiben dann die Ge-
meinden als Schulerhalter 
auf den Kosten sitzen? Wer 
garantiert den Gemeinden 
auch noch nach 2014 För-
dergelder für die Nachmit-
tagsbetreuung?

Das sind alles Fragen, die 
jetzt geklärt gehören.

Wann müssen oder 
können die Schulerhal-
ter eine Tagesbetreuung 
an  Pflichtschulen anbie-
ten? Maßgeblich ist die 
Zahl der Anmeldung von 
Schülerinnen und Schü-
lern zur Tagesbetreuung. 
Zu diesem Zwecke hat 
der Landesschulrat für Ti-
rol bereits ein Schreiben 
zur Anmeldung zur schu-
lischen Tagesbetreuung 
2012/2013 an die Schullei-
tungen, Schulerhalter und 
Eltern verschickt und da-
rin ausgeführt, dass es sei-
tens der Eltern nicht mehr 
erforderlich ist, die An-
zahl der Nachmittage und 
Wochentage bekannt zu 
geben oder die Befragung 
auch durchgeführt werden 
muss, wenn am Standort 
ein Hort oder ein alterser-
weiterter Kindergarten, der 
am Nachmittag Schülerin-
nen und Schüler aufnimmt, 
eingerichtet ist.  Wenn nun 
die Voraussetzungen (min-

Liebe Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, geschätzte Leser
destens 7 Schüler/innen) 
für eine Ganztagesbetreu-
ung erfüllt sind, ist meist 
die Gemeinde gefragt, ein 
Konzept auf die Beine zu 
stellen. 

Leider wurde dieses 
Schreiben mit dem Tiroler 
Gemeindeverband nicht 
akkordiert. Entsprechen-
de Reaktionen auf dieses 
Rundschreiben zur An-
meldung an die zuständige 
Landesrätin hat es bereits 
gegeben und zwar nicht 
nur seitens der Gemeinden, 
sondern auch seitens der 
Schulleiter, die ebenfalls 
sehen, dass Eltern verun-
sichert wurden und nicht 
mehr wissen, welche An-
gebote sie für ihre Kinder 
wählen sollen. In Volders 
hat z.B. die Gemeinde ei-
nen Hort um ca. 750.000.- 
Euro neu errichtet. Sollten 
sich nun die Eltern auf 
Grund der gleichzeitig 
durchgeführten Befragung 
für die schulische Tages-
betreuung entscheiden, 
weil diese vielleicht billiger 
oder attraktiver ist, dann 
hat die Gemeinde Volders 
750.000 Euro umsonst 
ausgegeben. Die Länder 
wären verpflichtet dafür 
zu sorgen, dass bereits be-
stehende Förderungen für 
die Führung der Tages-
betreuung unberührt und 
dass außerschulische Be-
treuungseinrichtungen wie 
Horte grundsätzlich erhal-
ten bleiben.

Mit dieser unkoordi-
nierten Vorgangsweise des 
Landes hat man das Ge-
genteil erreicht. Im Zuge 
des Ausbaues der Ganzta-
gesbetreuung an Schulen 

„Bund und Länder haben 
sich das gemeinsame Ziel ge-
setzt, die Betreuungsquote der 
Schülerinnen und Schüler so-
wohl hinsichtlich der Anzahl 
der Betreuungsplätze als auch 
der Betreuungsdauer auszu-
bauen.“

Noch viele Fragen 
sind zu klären



der Länder ( maximal 0,1 
Prozent des BIP) erhalten, 
denn entgegen  der Salz-
burger Einigung über die 
Schuldenbremse waren die 
Länder  nicht bereit, diesen 
Anteil für die Gemeinden 
ab 2017 abzugeben. Erst 
im letzten Moment sicher-
ten die Landeshauptleute 
– unser Landeshauptmann 
hat hier klar zu den Ge-
meinden gehalten – dem 
Gemeindebundpräsiden-
ten Bgm. Helmut Mödl-
hammer doch die gefor-
derten Spielräume für die 
Gemeinden zu. Die Ge-
meinden brauchen diesen 
Handlungsspielraum. Er 
stellt das Stabilitätsziel 
nicht in Frage, ermöglicht 
aber Flexibilität bei großen 
Investitionen. Rund 60 
Millionen Euro ist der Be-
trag, den die Gemeinden 
ab 2017 überschreiten dür-
fen. Es ist dies ein Fünftel 
von jener Summe, die die 
Länder zugeteilt bekom-
men haben.

Das Sparpaket des Bun-
des (1. Stabilitätsgesetz 
2012) verursacht mit dem 
„AUS“ für die Option 
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„Für die Errichtung von 
Infrastruktureinrichtungen 
im Hoheitsbereich sowie im 
gemischt genutzten Bereich 
werden sich die Investitionen 
für die Gemeinden künftig 
um 20% verteuern.“

und durch die wesentlicher 
Erleichterung eine Schule 
ganztägig zu führen, wer-
den die Gemeinden ihre 
Horte oder Kindergär-
ten mit alterserweitertem 
Ganztagesangebot wegen 
mangelnden Besuches 
schließen müssen. 

Ein weiteres Problem 
sehen die Gemeinden bei 
der Beförderung der Kin-
der auf Grund der flexib-
len Besuchsmöglichkeiten. 
Wer trägt die Kosten? Von 
der Schülerbeförderung 
wissen wir, dass sie in ho-
hem Maße bei den Ge-
meinden hängen bleiben.

Der Tiroler Gemeinde-
verband hat in seiner Stel-
lungnahme zur Änderung 
des Tiroler Schulorgani-
sationsgesetzes die For-
derung erhoben, dass im 
Gesetz dezidiert der Perso-
nalkostenersatz der Schu-
lerhalter (Gemeinden) an 
das Land  mit maximal 
50% festgesetzt wird.

Damit wären die Ge-
meinden zumindest da-
hingehend abgesichert, 
dass sie maximal 50% des 
Personalaufwandes für die 
Nachmittagsbetreuung 
dem Land ersetzen müs-
sen.

Bund, Länder und Ge-
meinden haben nach 
wochenlangen Verhand-
lungen den neuen inne-
rösterreichischen Stabi-
litätspakt unterzeichnet. 
Bis zuletzt war unklar, ob 
die Gemeinden ab 2017 
ihren Anteil von 0,02 Pro-
zent des Defizitspielraums 

zur Umsatzsteuerpflicht 
bei der Vermietung von 
Grundstücken und der 
Verlängerung des Vorsteu-
erberichtigungszeitraumes 
erhebliche Mehrkosten für 
die Gemeinden. Für die 
Errichtung von Infrastruk-
tureinrichtungen im Ho-
heitsbereich sowie im ge-
mischt genutzten Bereich 
werden sich die Investiti-
onen für die Gemeinden 
künftig um 20% verteuern, 
was sich auch nachhaltig 
auf das Maastricht-Defizit 
auswirken wird.

Jedem Realisten war klar, 
dass bei einem Volumen 
von ca. 27 Milliarden Euro 
(diese Summe bewegt 
das sogenannte Sparpa-
ket) auch die Gemeinden 
nicht ungeschoren davon-
kommen. Letztlich ist es 
aber erfreulich, dass einige 
Forderungen der österrei-
chischen Gemeinden be-
rücksichtigt wurden, meint 
� Euer

� Ernst Schöpf

50 Prozent der
Personalkosten

Forderungen
berücksichtigt
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Auch wenn die Gemeinden 
nicht offizielle „Vertragspart-
ner“ der Art. 15a Vereinba-
rung sind, war es dennoch 
der Gemeindebund, der sich 
bei den zuständigen Mitglie-
dern der Bundesregierung 
nachhaltig mit der Forderung 
nach einer besseren finanzi-
ellen Abgeltung durchsetzen 
konnte.

Schulische Nachmittagsbetreuung

Mit Anfang September 
2011 ist die Art. 15a Ver-
einbarung über den Ausbau 
der ganztägigen Schulfor-
men zwischen Bund und 
Ländern in Kraft getreten. 
Ziel dieser Vereinbarung 
ist es, die Betreuungsquo-
te der Schülerinnen und 
Schüler an öffentlichen 
Pflichtschulen und an öf-
fentlichen AHS deutlich 
zu erhöhen. Dazu werden 
seitens des Bundes bis 2014 
jährlich 80 Millionen Euro 
als Anschubfinanzierung 
zur Verfügung gestellt.

Auch wenn die Gemein-
den nicht offizielle „Ver-
tragspartner“ der Art. 15a 
Vereinbarung sind, war es 
dennoch der Gemeinde-
bund, der sich bei den zu-
ständigen Mitgliedern der 
Bundesregierung nachhal-
tig mit der Forderung nach 
einer besseren finanziellen 
Abgeltung durchsetzen 
konnte.

Nach intensiven Ver-
handlungen und dem Ein-
satz einer eigenen Arbeits-
gruppe im ersten Halbjahr 
2010 wurden nach und 
nach die Argumente und 
Kritikpunkte des Gemein-
debundes erhört. So wurde 
vor allem auf die beträchtli-
chen Kostenfolgen im Be-
reich der Infrastruktur und 
des Personals hingewiesen, 
die den Gemeinden beim 
Ausbau des ganztägigen 
Betrauungsangebotes an-
fallen würden. Letztlich 
wurden die von den Ge-
meinden eingebrachten 
Forderungen aufgegriffen 
und mündeten im Rahmen 
des Schulgipfels am 23. 
November 2010 in einem 

tragfähigen Kompromiss 
mit folgenden Eckpunk-
ten.
aUmwetzung durch die 

Gemeinde
aAnschubfinanzierun-

gen von jährlich 80 Mil-
lionen Euro für den Inf-
rastrukurausbau und das 
Freizeitpersonal durch den 
Bund
aBeibehaltung adäqua-

ter Kostenbeiträge durch 
die Eltern.

Auch wenn es sich „nur“ 
um eine Bund-Länder-
Vereinbarung handelt, sind 
die Gemeinden jene Ge-
bietskörperschaften, die in 
der Art. 15a Vereinbarung 
im Mittelpunkt stehen.

Der Bund hat sich im 
Rahmen einer Art. 15a 
B-VG Vereinbarung mit 
den Ländern verpflichtet, 
zum Zweck der Erhöhung 
des Betreuungsquote in 
allgemein bildenden hö-
heren Schulen (AHS) bis 
einschließlich 2014 jähr-
lich 80 Millionen Euro 
als Anschubfinanzierung 
für die Schulerhalter zur 
Verfügung zu stellen. Ziel 
ist es, bis 2015 die Anzahl 
der schulischen Tagesbe-
treuungsplätze von derzeit 
105.0000 auf 160.000 (bzw. 
210.000 inkl. Hortange-
bot) zu erhöhen.

Rund zwei Drittel dieser 
insgesamt 320 Millionen 
fließen ausschließlich den 
Gemeinden als Erhalter 
der Volks- und Hauptschu-
len zu. Diese Mittel dienen 
in erster Linie zur Abde-
ckung des Mehraufwandes, 
der den für die Freizeit der 
schulischen Tagesbetreu-
ung zuständigen Schulhal-

Forderungen des Gemeindebundes wurde Rechnung getragen
tern entsteht. Neben einer 
Anschubfinanzierung von 
bis zu 50.000 Euro pro 
Gruppe für infrastruktu-
relle Maßnahnen, wie etwa 
der (An-)Schaffung oder 
Adaptierung von Grup-
penräumen, Küchen, Spei-
sesälen, Spielplätzen oder 
Inventar, sollen mit diesen 
Mitteln auch die Kosten 
für das bereits bestehende 
und zusätzlich nötige Frei-
zeitpersonl mitfinanziert 
werden. Dafür sind bis zu 
8000 Euro pro Gruppe 
und Jahr vorgesehen.

Um einen quantitativen 
und qualitativen Ausbau 
der ganztägigen Betreu-
ung zu erreichen, wurden 
neben den finanziellen 
Anreizen auch die recht-
lichen und strukturellen 
Rahmenbedingungen ge-
ändert. Gänzlich neu ist 
die Möglichkeit für Schul-
halter, nicht nur klassen-, 
schulstufen- oder schul-
übergreifend Tagesbetreu-
ung anzubieten. So war 
zwar bislang zulässig, dass 
mehrere Volksschulen 
oder mehrere Hauptschu-
len schulübergreifend eine 
ganztätige Betreuung an-
bieten. Nicht möglich war 
hingegen die gleichzeitige 
Betreuung von Haupt- und 
Volksschülern.

Diese Schularten über-
greifende Betreuung ist seit 
diesem Schuljahr zulässig. 
Zudem wird den Schu-
lerhaltern seit Beginn des 
Schuljahres 2011/2012 die 
Möglichkeit eröffnet, eine 
Schularten übergreifende 
Tagesbetreuung bereits mit 
zwölf angemeldeten Schü-
lern anzubieten.



Mit der Schaffung ei-
nes neuen Berufsbildes 
soll der Freizeitbereich im 
Rahmen der ganztätigen 
Betreuung eine qualitati-
ve Aufwertung erfahren. 
Der Freizeitpädagoge kann 
neben dem klassischen 
Erzieher und dem Lehr-
personal als „Erzieher für 
die Freizeit an ganztätigen 
Schulformen“ im Freizeit-
teil der schulischen Ta-
gesbetreuung eingesetzt 
werden. Der Lehrgang für 
Freizeitpädagogik wird als 
Ausbildung an den Päd-
agogischen Hochschulen 
im Umfang von einem Jahr 
angeboten und soll insbe-
sondere den vielen enga-
gierten Personen in den 
örtlichen Freizeitvereinen 
die Möglichkeit bieten, 
als Freizeitpädagoge in 
der schulischen Tagesbe-
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treuung tätig zu werden. 
Um mögliche Synergien 
auszuschöpfen, sollte auf 
alle Fälle die vorhandene 
Infrastruktur vor Ort, etwa 
Vereinsräumlichkeiten, 

Musikschulen, Sport- und 
Spielplätze sowie Betreu-
ungseinrichtungen genutzt 
und mit einbezogen wer-
den.� Quelle:

Die Salzburger Gemeinde

Kufgem-EDV Gesellschaft m.b.H. 
6330 Kufstein   Fischergries 2

Tel.: +43 5372 6902   
info@kufgem.at   www.kufgem.at   

 Software-Lösungen für öffentliche    
 Verwaltungen und Unternehmen 

 Videoüberwachungs-Systeme

 IT-Netzwerk-Lösungen

 Dokumentenmanagement  
 und Archivierung

 Web-Lösungen

 VoIP-Telefonsysteme

 IT-Sicherheits-Lösungen

 IT-Consulting

 IT-Check

Ihr Partner für kommunale EDV-Lösungen

Der Lehrgang für Freizeit-
pädagogik wird als Ausbil-
dung an den Pädagogischen 
Hochschulen im Umfang von 
einem Jahr angeboten.

Sinnvoll, für die Gemeinden aber auch mit hohen Kos-
ten verbunden: Schulische Nachmittagsbetreuung.
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Die Gemeinden ha-
ben in den letzten Jahren 
sukzessive ihr Angebot 
an Kinderbetreuung aus-
gebaut, insbesondere was 
die Öffnungszeiten am 
Nachmittag  und Zeiten 
außerhalb des Kindergar-
tenjahres (Sommer) be-
trifft. Bereits in über 50 
Tiroler Gemeinden wird 
in den Sommerferien eine 
Betreuung für Kinder an-
geboten. Die Gemein-
den orientieren sich dabei 
am tatsächlichen Bedarf, 
den sie zumeist schon im 
Frühjahr erheben. Den 
Gemeinden dabei man-
gelnde Objektivität zu un-
terstellen ist unfair. Jedoch 
braucht es zuerst das An-
gebot, um die Nachfrage 
zu wecken? Die Antwort 
auf diese Frage ist klar mit 
NEIN zu beantworten.  In 
Ballungszentren gibt es na-
turgemäß mehr Bedarf als 
am Land.  Am Land kann 
der geringe Bedarf in ein-
zelnen Gemeinden durch 
gemeindeübergreifende 
Lösungen zum Ziel eines 
verbesserten Angebotes 
auch am Nachmittag und 
in den Ferien führen.

Da die Heranziehung 
des pädagogischen Perso-
nals in Ferienzeiten mit 
einem nicht unerheblichen 
finanziellen Mehraufwand 
verbunden ist, leistet das 
Land Tirol für öffentliche 
Träger zusätzlich zur ge-
setzlichen Förderung bei 
einer Öffnung der Insti-
tutionen im Sommer für 
mindestens sechs Wochen 
eine Anstoßförderung von 

Euro 3000,- pro geöffneter 
Gruppe.

Private Träger, die analog 
zur Eröffnungsmeldung 
im Sommer ihre Instituti-
on zusätzlich vier Wochen 
offen halten, bekommen 
einen einmaligen Zuschuss 
von Euro 2.000,-.

Das Thema Sommer-
kindergarten berührt aber 
nicht nur Gemeinden, 
Kinder,  Eltern und Allein-
erziehende, sondern auch 
die Pädagoginnen.

Die gesetzliche Neurege-
lung der Kinderbetreuung 
in Tirol machte auch An-
passungen im Dienstrecht 
der in den Kinderbertreu-
ungseinrichtungen tätigen 
Gemeinde-Vertragsbe-
diensteten notwendig.

Die pädagogischen 
Fachkräfte können auch 
außerhalb des Kinder-
gartenjahres, das heißt 
während der bisherigen 
Ferienzeiten, zur Anwe-
senheit und Dienstleistung 

in den Kinderbetreuungs-
einrichtungen verpflichtet 
werden, dies kann auch 
vorübergehend ohne Zu-
stimmung der Pädagogin-
nen erfolgen. Diese erhöh-
te jährliche Dienstzeit ist 
jedoch durch Freizeit (pro 
Stunde dieser Dienstleis-
tung eine Stunde Zeitaus-
gleich) bis spätestens zum 
Ende des nächstfolgenden 
Kinderbetreuungsjahres 
auszugleichen und wenn 
das nicht möglich ist, mit 
der Grundvergütung für 
Überstunden abzugelten. 
Dies gilt jedoch nur, so-
weit die Wochendienstzeit 
nicht überschritten wird.

Hinsichtlich des Erho-
lungsurlaubes finden die 
§§ 54 bis 62 Landes-Ver-
tragsbedienstetengesetz 
sinngemäß  mit der Maß-
gabe Anwendung, dass an-
stelle des Kalenderjahres 
das Kinderbetreuungsjahr 
tritt und der Erholungs-
urlaub nach Möglichkeit 
während der Zeiten außer-
halb des Kindergartenjah-
res zu verbrauchen ist.

Sommeröffnung von
Kinderbetreuungsgruppen

Mit der schulischen 
Tagesbetreuung leisten 
Bund und Länder einen 
wichtigen Beitrag für 
mehr Bildungsqualität 
und Chancengerech-
tigkeit und erleichtern 
Eltern mit schulpflich-
tigen Kindern die Ver-
einbarkeit von Familie 
und Beruf.

Informationen im Internet
Infost im Internet 

unter  www.bmukk.
gv.at/tagesbetreuung – 
ausführliche Informati-
onen (u.a. zu Förderun-
gen) gibt‘s auch unter 
www.tirol.gv.at/the-
men/bildung/bildung/
schulorganisation/schu-
lischetagesbetreuung/

Bereits in mehr als 50 Ti-
roler Gemeinden wird in den 
Sommerferien eine Betreu-
ung für Kinder angeboten. 
Die Kommunen orientieren 
sich dabei am tatsächlichen 
Bedarf, den sie zumeist schon 
im Frühjahr erheben.
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Ihr Kindergarten, die Schule, das 
Veranstaltungszentrum und das Pflegeheim 
müssen funktionell und schön sein. Dann lebt die 
Gemeinde! Als Komplettanbieter unterstützen 
wir Gemeinden bei der Umsetzung ihrer 
Bauvorhaben und schaffen leistbaren 
Wohnraum. Profitieren Sie von unserer 
Erfahrung und machen Sie Ihren Ort 
noch lebenswerter!

Rufen Sie uns einfach an!
Mag. Ing. Christian Nigg  
Tel. 0512 53 93-702 oder  
0664 262 29 23
nigg@we-tirol.at

www.we-tirol.at

Schauen Sie auf 
Ihre Gemeinde!

Präsident Bgm. Mag Ernst 
Schöpf richtete an den Verfas-
sungsdient im Amt der Tiroler 
Landesregierung betreff end der 
Änderung zum Schulorganisa-
tionsgesetz 1991 nachfolgende 
Stellungnahme:

Die Gemeinden haben in 
der Vergangenheit sukzessive, 
je nach Bedarf das Angebot an 
schulischer Nachmittagsbetreu-
ung ausgebaut, wie die Anzahl 
an Betreuungsgruppen belegt. 
Eine Schule war als ganztägig 
zu bestimmen, wenn die zu er-
wartende Zahl an Schülern, die 
voraussichtlich zumindest an 
drei Tagen der Woche den Be-
treuungsteil besuchen werden, 
mindestens 15 beträgt.  Das 
Land gewährte den Schulerhal-
tern seit dem Jahr 2006 einen 
50%igen Zuschuss zur Abde-
ckung des Mehraufwandes im 

Zusammenhang mit der Frei-
zeitbetreuung. Die Eltern hat-
ten einen maximalen Betrag von 
monatlich 70,- Euro zu tragen.

Durch die Neuregelungen im 
§ 99a werden die Voraussetzun-
gen für die Bestimmung einer 
Schule als ganztägige Schule 
wesentlich gelockert. Auch die 
Regelungen über die freiwillige 
Bestimmung einer Schule als 
ganztägige Schule wurden we-
sentlich erleichtert. Dies führt 
zu einem erhöhten Betreu-
ungsaufwand und zu erhöhten 
Betreuungskosten. Es mag sein, 
dass sich durch die 15a Verein-
barung über den Ausbau der 
ganztägigen Schulformen und 
durch die Anschubfi nanzie-
rung  des Bundes vorerst  bis 
zum Schuljahr 2014/2015 für 
die Schulerhalter (Gemeinden)   
keine gravierenden Mehrkosten 

oder sogar Einsparungen erge-
ben, jedoch ist die Finanzierung 
ab dem Schuljahr 2014/2015 
zur Gänze ungewiss und es ist 
zu befürchten, dass dann die 
Schulerhalter den  Personalauf-
wand für den Betreuungsteil zur 
Gänze oder zum überwiegenden 
Teil bezahlen müssen. 

Der Tiroler Gemeindever-
band fordert daher zu Recht, 
dass im Gesetz dezitiert  der 
Ersatz des Personalaufwandes 
durch den Schulerhalter (§ 99g) 
mit maximal 50% festgesetzt 
wird. 

Damit wird auch der Praxis 
Rechnung getragen.

Generell steht der Tiroler Ge-
meindeverband auf dem Stand-
punkt, dass die Personalkosten  
im Freizeitbereich nicht von 
den Schulerhaltern zu tragen 

sind, denn auch im Betreuungsteil  
handelt es sich um Schule (ganztä-
gige Schule), und im Betreuungsteil 
werden fast ausschließlich Pädago-
gen eingesetzt. Der Betreuungsteil 
besteht nämlich neben dem Frei-
zeitbereich überwiegend aus den 
Lernzeiten, die gegenstandsbezo-
gen oder individuell sein können.

Der Tiroler Gemeindeverband 
sieht durch die Erleichterungen zur 
Bestimmung einer Schule als ganz-
tägige eine Konkurrenz zu den mit 
viel Geld errichteten Horten und  
Kindergärten mit Tagesbetreuung 
für Schüler.  Eine Planung ist künf-
tig kaum oder sehr schwer möglich. 

Ein weiteres Problem wird der 
Transport der Schüler werden, 
wenn Zeiten der Nachmittagsbe-
treuung frei gewählt werden kön-
nen. Wer bezahlt die Schülertrans-
porte, die nicht vom Finanzamt  
anerkannt werden?

Stellungnahme des Gemeindeverbandes
zum Schulorganisationsgesetz 1991

Forderung: Ersatz des Personalaufwandes durch den Schulerhalter mit maximal 50 Prozent



8

lichen Vorstudien auch 
eine zeitnahe Ermittlung 
von Lösungen bei einer 
gleichzeitigen Dringlich-
keitsreihung für Schutz-/
Sanierungs-Maßnahmen. 
Gekoppelt mit einer 
Kosten-Nutzen-Untersu-
chung bilden sie eine soli-
de Grundlage für weitere 

Im März fand der erste 
Vortrag der Reihe „Bau-
en und  Naturgefahren“  
der Ingenieurbüros Gras-
bon und Illmer Daniel im 
K3-Zentrum in Kitzbühel 
statt.

Es wurden Arten und 
Entstehung von Hang-
bewegungen und deren 
Konfliktbereich mit be-
stehendem und geplantem 
Siedlungs- und Nutzraum 
an Beispielen erläutert. 

Es zeigt sich, dass ein 
im Planungsablauf früh-
zeitiges Reagieren auf 
vorhandene Untergrund-, 
Hang- und Hang-/ 
Grundwasserverhältnis-
se bei  Planung, Umset-
zung und Erhaltung von 
Bauvorhaben hilft, Zeit 
und Geld zu sparen. Das 
Abklären der geogenen 
Situation ist dabei in un-
terschiedlichen Bearbei-
tungstiefen sinnvoll:

Für regionale Fragestel-
lungen, wie Siedlungs-
erweiterung oder Erhal-
tung / Neuanlage von 
Infrastruktureinrichtungen 
(Straßen, Wege) bietet sich 
eine  Machbarkeitsstudie 
mit Erhebung des Natur-
raumpotenzials an. 

Bei lokalen Fragestel-
lungen, wie im Haus-/
Wohnbau, ermöglicht ein 
Vorprojekt eine Vorabklä-
rung der geogenen Gege-
benheiten.

Bei Notwendigkeit auf 
eine Schadenssituation zu 
reagieren, (etwa Wind-
wurf, Defekte an Siche-
rungsmaßnahmen) ermög-

Naturgefahren sind ein
wesentlicher Faktor
Berücksichtigung bei Planung, Widmung und Baufortschritt

Ingenieurbüro Grasbon

Mag. Beatrix Grasbon
Gewerbepark 3/1
6068 Mils bei Innsbruck

Tel.  0699-121 44 156

E-Mail:
office@ib-grasbon.at

Internet:
www.ib-grasbon.at

Nächste Veranstaltung:
Vortrag: Bauen am 
Hang, Felssturz – Stein-
schlag

Donnerstag, 28. Juni, 
19.30 Uhr

E3 Wirtschaftspark in 
Kirchbichl

Fo
to

: G
ra

sb
on

Regionalplanung: Machbarkeitsstudie, Dringlich-
keitsreihung für Maßnahmensetzung.

Entscheidungsschritte.
Das Detailprojekt als 

Lösungsergebnis der Vor-
untersuchungen ermög-
licht eine an das Natur-
raumpotential angepasste 
Planung und Umsetzung. 
Mehrfachplanungen, und 
teure Nachjustierungen 
fallen weg.

Vorprojekt: Lösungen für geogene Gegebenheiten, 
Kosten vs. Nutzen, Rest-/Risikobeurteilung.

Detailprojekt: Detailplanung der Lösung aus Vorpro-
jekt / Regionalstudie, Einreichung, Umsetzung.
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Erfreut zeigte sich Ge-
meindebund-Präsident 
Helmut Mödlhammer 
über einen unlängst ver-
öffentlichten Bericht des 
Rechnungshofes zum Bun-
desrechnungsabschluss: 
„Wie vom Gemeinde-
bund angekündigt, haben 
die Gemeinden (ohne die 
Bundeshauptstadt Wien) 
2011 nicht nur ein Nullde-
fizit erreicht, sondern sogar 
Überschüsse in der Höhe 
von 0,15 Prozent des BIP 
erwirtschaftet“, berichtet 
Mödlhammer. „Die Kom-
munen zeigen damit, dass 
sie die Schuldenbremse le-
ben und verinnerlicht ha-
ben, der Bericht des Rech-
nungshofes zeigt, dass wir 

die Sparmeister der Nation 
sind.“

Insgesamt weist der 
RH-Bericht ein gesamt-
staatliches Defizit von 2,6 
Prozent der Wirtschafts-
leistung aus. Den Löwen-
anteil am Defizit trägt 
mit 2,38 Prozent des BIP 
immer noch der Bund, das 
gemeinsame Minus von 
Ländern und Gemeinden 
lag bei 0,34 Prozent. Die 
Sozialversicherung machte 
0,13 Prozent Überschuss.

Liest man den Rech-
nungshofbericht genau, 
so stellt man fest, dass die 
Gemeinden (ohne Wien) 
im Jahr 2011 einen Über-
schuss von 0,15 Prozent 
des BIP erwirtschaftet ha-

ben. „Das sind immerhin 
rund 390 Millionen Euro 
insgesamt“, rechnet Mödl-
hammer vor. „Das ist ein 
Ergebnis harter Arbeit in 
den Gemeindestuben, aber 
auch der Beweis dafür, dass 
die Kommunen ihre Bud-
gets insgesamt in Ordnung 
gebracht haben“, so der 
Gemeindebund-Chef.

„Schnelles Handeln in 
der Krise, sparsamer Um-
gang mit Steuergeldern 
und ständiges Durchfors-
ten der Ausgabenstruk-
turen sind die Gründe 
für dieses gute Ergebnis“, 
zeigte sich Mödlhammer 
sichtlich stolz. „Erfreulich 
ist aber auch, dass Bund, 
Länder und Gemeinden 
erstmals alle Maastricht-
Kriterien erfüllt haben. 
Den Gemeinden ist das 
mit zwei Ausnahmen ja 
auch bisher schon gelun-
gen, wir kennen dieses Ge-
fühl.“

Vor Euphorie warnte 
der Gemeindebund-Chef 
dennoch: „Es gibt keinen 
Grund zum Jubeln, wir 
können aber leidenschafts-
los festhalten, dass wir 
unsere Hausaufgaben ge-
macht haben.“ 2012 werde 
dennoch ein schwieriges 
Jahr, weil die Steuerein-
nahmen sich nicht relevant 
erhöhen würden. „Mein 
Dank und mein größter 
Respekt geht an alle Bür-
germeisterinnen und Bür-
germeister, die mit viel 
Hausverstand und sparsa-
mer Budgetpolitik dieses 
Ergebnis ermöglicht ha-
ben“, so Mödlhammer ab-
schließend.

Gemeinden haben schon 2011 
Überschüsse erwirtschaftet

DIE ÖWD-GRUPPE
Vernetzte Leistung von Spezialisten
Sicherheitsdienst | Sicherheitstechnik | Gebäudereinigung 
Zutritt & Zeiterfassung

www.owd-gruppe.at

Foto: © tom – Fotolia.com

OEWD_GR11_Inserat_Tirol_92x130_RZ.indd   1 23.05.11   09:41

„Schnelles Handeln in der 
Krise, sparsamer Umgang mit 
Steuergelden und ständiges 
Durchforsten der Ausgaben-
strukturen sind die Gründe 
für das ausgezeichnete Ergeb-
nis der Gemeinden.“
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Vom 12. bis zum 14. 
September 2012 findet – 
heuer in der niederösterrei-
chischen Messe- und Blu-
menstadt Tulln – der 59. 
Österreichische Gemein-
detag statt. In bewährter 
Weise wird dieses kom-
munalpolitische Highlight 
von den niederösterreichi-
schen Gemeindevertreter-
verbänden in Partnerschaft 
mit dem Österreichischen 
Gemeindebund ausge-
richtet. Thematisch steht 
die Frage im Mittelpunkt, 
ob der „Wirtschaftsmotor 
Gemeinde“ stockt und wie 
man ihn wieder in Gang 
bringen kann. 

Das Programm könnte 
hochkarätiger nicht sein: 
„Für die Hauptveranstal-
tung am Freitag haben 
Bundespräsident Heinz 
Fischer, Vizekanzler Mi-
chael Spindelegger als 

Hauptredner sowie Lan-
deshauptmann Erwin Pröll 
zugesagt“, freut sich der 
Präsident des GVV der 
ÖVP, LAbg. Bgm. Mag. 
Alfred Riedl. „Wir sind 
auch besonders stolz dar-
auf, dass der gesamte Ge-
meindetag wiederum von 
Österreichs größter Kom-
munalmesse begleitet wird, 
einer Leistungsschau aller 
Unternehmen, die Produk-
te oder Dienstleistungen 
für Gemeinden anbieten“, 
so Riedl. 

Für den Donnerstag 
bietet der Gemeindetag 
ein höchst informatives 
Fachprogramm für die 
Tagungsteilnehmer an. 
Prominente Gäste werden 
dabei u.a. Sozialminister 
Rudolf Hundstorfer und 
Bauernbund-Chef Jakob 
Auer sein. Am Abend 
folgt dann das traditionelle 

Galadinner für die heimi-
schen Gemeindevertreter, 
jedes Jahr ein ganz außer-
gewöhnliches Highlight, 
bei dem sich das gastge-
bende Bundesland und 
seine Gemeinden präsen-
tieren können. Der Abend 
steht heuer unter dem 
Motto „Kulturelle Vielfalt 
in NÖ“. Alternativ gibt es 
für Begleitpersonen und/
oder Tagungsteilnehmer 
ein attraktives Rahmen-
programm am Donnerstag 
Nachmittag. „Wir sind seit 
vielen Monaten sehr inten-
siv mit den Vorbereitungen 
beschäftigt und freuen uns, 
dass wir Bürgermeister/
innen und Gemeindever-
treter/innen aus ganz Ös-
terreich bei uns begrüßen 
dürfen“, ergänzt der Prä-
sident des GVV der SPÖ, 
LAbg. Bgm. Rupert Dwo-
rak.

Kommunen treffen sich in Tulln

Anmeldung
Die Anmeldung ist im 

Internet auf www.ge-
meindetag.at online 
möglich. Der Tagungsbei-
trag (exkl. Nächtigung 
und Benefizkonzert) be-
trägt 110 Euro.

Für Amtsleiter und 
leitende Gemeindebe-
dienstete findet am 12. 
Und 13. September die 
FLGÖ-Bundestagung, 
ebenfalls in Tulln, statt. 
Auch dafür können Sie 
sich auf www.gemeinde-
tag.at anmelden.
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Welche Risiken stecken in bestehenden 
Finanzierungen? Wie soll darauf rea-
giert werden? Woher bekommt man 
Informationen über Zins- und Wäh-
rungsentwicklungen? 

Mit diesen und zahlreichen weiteren Fra-
gen müssen sich die Finanzverantwort-
lichen von Gemeinden aktiv beschäftigen. 
Dies gilt nicht nur für bestehende Finan-
zierungen in Fremdwährung, sondern für 
alle Finanzierungen, auch in Euro! Der 
erste und damit wichtigste Schritt für die 
Entscheidungsfindung von eventuell ein-
zuleitenden Maßnahmen ist die Einholung 
von Informationen über Zins- und Wäh-
rungsentwicklungen sowie Prognosen. Die 
Hypo Tirol Bank stellt diese Informationen 
kostenlos  zur Verfügung – dafür muss nur 
der Newsletter unter www.hypotirol.com 
abonniert werden:

█  Morning Briefing – die täglich aktuelle 
Zusammenfassung über die wichtigsten 
Aktien-, Zins- und Währungsentwick-
lungen

█  Deviseneinschätzung – die 14-tägige 
Spezialisteneinschätzung zu den wich-
tigsten Währungen (z. B. Schweizer Fran-
ken, US Dollar, Yen)

█  Strategie im Fokus – die monatliche 
Expertenmeinung zu den wichtigsten The-
men aus der Wirtschaft und den Aktien-, 
Zins- und Währungsmärkten

Zusätzlich zur Meinungsbildung, wie sich 
Zins- und/oder Währungsmärkte entwi-
ckeln, gilt es, bestehende Investitionen 
hinsichtlich negativer Zins- und Währungs-
entwicklungen zu analysieren und darauf 
aufbauend Maßnahmen umzusetzen. Die 
Hypo Tirol Bank hat hierzu zwei Instru-
mente entwickelt: den Fremdwährungs-
kredit-Rechner und den Cashflow-Rechner.

Der Hypo Fremdwährungskredit-Rech-
ner vergleicht den bisherigen Zinsvorteil 
mit einem Kursnachteil bei Konvertierung 
der Fremdwährung in Euro und liefert so 
eine Entscheidungshilfe für etwaige Kon-
vertierungen in Euro.

Der Hypo Cashflow-Rechner zeigt, wie 
sich Zinssteigerungen auf die Gesamtsi-
tuation der Gemeinde hinsichtlich Finan-
zierungskosten bzw. Haushaltsrechnung 
auswirken.

Für die optimale Ausgestaltung von Fi-
nanzierungen sind die Kundenberater der 
Hypo Tirol Bank die perfekten Ansprech-
partner!

Zins- und Währungsmanagement –
gezielte Risikosteuerung für Gemeinden

HYPO TIROL B NK AG  
Geschäftsstelle Zentrale 

Meraner Straße 8 
6020 Innsbruck 

www.hypotirol.com

Heinz Zerlauth
Tel 050700 2306
heinz.zerlauth@hypotirol.com

Die erste Auflage des Er-
gänzungsbandes zu Brand-
mayr/Ludwig, Kommentar 
zur Tiroler Gemeinde-
ordnung 2011 war schon 
nach relativ kurzer Zeit 
vergriffen. Die immerhin 
22 Ziffern umfassende No-
velle zur TGO LGBl. Nr. 
11/2012, die am 1. Jänner 
2012 bzw. 22. Februar 2012 
in Kraft getreten ist, gab den 
Anlass zu einer Überarbei-
tung und Ergänzung des 
Werkes.

Neben den bewährten 
Inhalten umfasst die 2. 
Auflage die Tiroler Ge-
meindeordnung 2001 in 
der geltenden Fassung, alle 
Novellen zur TGO samt 
den parlamentarischen Ma-
terialien, die neuen Verord-

nungen aufgrund der TGO, 
und zwar die Verordnung 
über die Festlegung von Haf-
tungsobergrenzen, LGBl.  
Nr. 39/2012, samt Erläute-
rungen, die Verordnung über 
eine Satzung für die Stan-
desamts- und Staatsbürger-
schaftsverbände, LGBl. Nr. 
38/2010 und die Verordnung 
über eine Satzung für die 
Sanitätssprengel, LGBl. Nr. 
39/2010. 

Die neueste Judikatur des 
Verfassungs- und Verwal-
tungsgerichtshofes sowie 
der Datenschutzkommission, 
die neuen Möglichkeiten 
der Gemeindekooperation 
und eine prägnante Dar-
stellung der Auswirkungen 
der Einführung der Lan-
desverwaltungsgerichte für 

die Gemeinden runden die 
zweite Auflage ab. Der Sei-
tenumfang gegenüber der 
ersten Auflage hat sich mehr 
als verdoppelt. 

Die 2. Auflage des Er-
gänzungsbandes wird aus-
schließlich elektronisch pu-
bliziert und ist ab 1. Juli beim 
Tiroler Gemeindeverband 
und nur in Verbindung mit 
dem Kommentar erhältlich. 

Es sind noch in etwa 150 
Exemplare verfügbar, danach 
ist der Kommentar leider 
vergriffen. Eine Neuauflage 
ist derzeit nicht absehbar. 
Der Preis für den Kommen-
tar samt Ergänzungsband 
beträgt 35 Euro. Sie sparen 
damit 22 Euro gegenüber 
dem ursprünglichen An-
gebot.

Ergänzungsband zu Brandmayr/Ludwig „Kommentar 
zur Tiroler Gemeindeordnung 2001“ in der 2. Auflage
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Schon 2010 hat das 
Land Tirol ihren Gemein-
den einen vergünstigten 
Verkehrssicherheitscheck 
angeboten, um das Unfall-
risiko für die Bewohner zu 
mindern. Bisher beteiligten 
sich rund 70 Tiroler Ge-
meinden und legten damit 
den Grundstein für mehr 
Verkehrssicherheit. 2012 
wird diese innovative För-
deraktion nun fortgesetzt. 
Teilnehmende Gemeinden 
werden dabei in der Rei-
henfolge ihrer Anmeldung 
(siehe Infokasten) berück-
sichtigt. Das Land Tirol 
und der Tiroler Verkehrs-
sicherheitsfonds bieten 
den Gemeinden des Bun-
deslandes Verkehrssicher-
heitsinspektionen an, die 
vom KFV (Kuratorium für 
Verkehrssicherheit) und 
weiteren Partnern durch-
geführt werden. Durch 
eine Drittelfi nanzierung 
(Land, Verkehrssicher-
heitsfonds und Gemeinde) 
wird es den Gemeinden 
ermöglicht, die Verkehrs-
sicherheit im eigenen Ort 
merklich zu erhöhen. 

Was ist „Road Safety Ins-
pection“? 

„Mit der Durchführung 
einer Inspektion im Stra-
ßennetz der Gemeinde 
soll die Verkehrssicherheit 
auf Gemeindeebene ver-
bessert werden“, erläutert 
Mag. Ing. Norbert Blaha, 
KFV-Landessstellenleiter 
Tirol die Intention derum-
fassenden Verkehrssicher-
heitsinspektion. „Durch 
standardisierte Überprü-
fungen werden Risikostel-
len erfasst und mögliche 
Verbesserungsvorschläge 
erarbeitet. Unfallgefahren 
im innerörtlichen Bereich 
sollen durch diese Inspekti-
on vermindert werden. Der 

für die Kommunen äußerst 
kostengünstige Check ist 
ein wichtiger Beitrag zur 
Verbesserung der Ver-
kehrssicherheit in Tirols 
Gemeinden. Schwerpunk-
te bei der Begutachtung 
sind meist die Sicherheit 
des Fußgänger- und Rad-
verkehrs.“

Jede teilnehmende 
Gemeinde erhält einen 
schriftlichen Inspekti-
onsbericht mit konkreten 
Maßnahmenvorschlägen 
und einer Checkliste für 
die Verkehrssicherheitsin-
spektion auf Gemeinde-
ebene. In zwei Jahren soll 
die Umsetzung überprüft 
werden.

Land unterstützt auch heuer
Verkehrssicherheits-Check

Bürger und Gäste begeistern
u Heckenschnitt

u Bepflanzung

u Sportanlagenpflege

u Rasen mähen und vertikutieren

u Baum- und Strauchschnitt

u Pflege von Grünflächen aller Art

Die Profis
vom Land

Maschinenring-Service Tirol reg.Gen.m.b.H
www.maschinenring.at

059 060 700059 060 700

Wieder Verkehrssicherheitsaktion „RSI“(Road Safety Inspection) 

Kuratorium für
Verkehrssicherheit
Ing. Mag. Norbert Blaha
Südtirolerplatz 4
6020 Innsbruck
Tel. 0577077-2710
E-Mail: norbert.blaha@
kfv.at
E-Mail: ekkehard.allin-
ger@tirol.gv.at
Tel. 0664-82 89 480

Einen Bevölkerungs-
rückgang von minus 
7,45  Prozent verzeich-
nete die Gemeinde 
Spiss von 2011 auf 2012 
und liegt damit öster-
reichweit an der Spitze. 
Es gab im Vorjahr kei-

Bürger-Minus in Spiss
ne Geburten und To-
desfälle. Die einklassig 
geführte Volksschule 
ist inzwischen vom Zu-
sperren bedroht. Auf 
Rang zwei rangiert 
Galtür mit einem Mi-
nus von 6,66 Prozent.



Wir bringen‘s unter einen Hut.

Fachgruppe Ingenieurbüros – 

Beratende Ingenieure in der WK Tirol

Meinhardstraße 14 

6020 Innsbruck 

Tel.: +43 (0)5 90 90 5-1263  

ingenieurbueros@wktirol.at 

www.ingenieurbueros.at 

Denn die Tiroler Ingenieurbüros sind die Partner um – 

treuhändisch für ihre Auftraggeber – Projekte zu planen, zu 

berechnen, auszuschreiben und in weiterer Folge Termine, 

Kosten und Qualität zu überwachen und unter einen Hut 

zu bringen.

Neues für öffentliche Auftraggeber
Es darf als bekannt vor-

ausgesetzt werden, dass mit 
1. April 2012 eine weitere 
Novelle zum Bundesver-
gabegesetz (BVergG) in 
Kraft getreten ist.

Für das Bauwesen (hier 
speziell für Hochbau und 
Haustechnik) gibt es seit 
Februar 2012 neue standar-
disierte Leistungsbeschrei-
bungen. Solche Standards 
erleichtern das Ausschrei-
ben und das Anbieten von 
materiellen Leistungen. 
Für die nun gültige Version 
019 im Hochbau wurden 
die allgemeinen Bestim-
mungen (Gruppe 00) neu 
gefasst. Leider können 
diese Standardtexte mit 
den Anforderungen des 
BVergG nicht mithalten.

Es ist zu kritisieren, dass 
wieder Ausschreibungsbe-
stimmungen mit Vertrags-
bedingungen vermischt 

wurden. Bei den allgemei-
nen Informationen zu den 
Ausschreibungen, die na-
türlich situativ anzupassen 
sind, fehlen wesentliche 
Vorgaben des BVergG, 
wie zB der Hinweis auf 
den Auftraggeber, auf die 
ausgewählte Verfahrensart, 
die zuständige Vergabe-
kontrollbehörde, die Re-
gelungen zu Subunterneh-
mern, der Hinweis auf die 
Einhaltung der sozial- und 
Arbeitsrechtlichen Be-
stimmungen oder das CPV. 
Auch die für den Verfah-
rensablauf wichtigen Fris-
ten wie Angebotsfrist oder 
Zuschlagsfrist wurden ver-
gessen. Eine Textvorgabe 
zur Eigenerklärung der 
Bieter zum Nachweis der 
Eignungskriterien wurde 
überhaupt vergessen.

Die im § 99 BVergG 
vorgegebenen Vertragsbe-

stimmungen wurden weit-
gehend ignoriert. 

Eine Ermittlung des 
Bestbieters ist natürlich 
sehr vom konkreten Aus-
schreibungsgegenstand 
abhängig. Die in den 
Standards formulierten 
Zuschlagskriterien sind in 
Hinsicht auf ihre Defini-
tion, ihre Bewertung und 
bei der Ermittlung des 
Bestbieters stark verbesse-
rungsbedürftig.

Zusammenfassend kann 
gesagt werden, dass jede 
Gemeinde als öffentlicher 
Auftraggeber gut daran 
tut, sich bei Ausschreibun-
gen nicht bloß auf die neu-
en Standardisierten Leis-
tungsbeschreibungen zu 
verlassen. Sie sollte sich an 
den beratenden Ingenieur 
ihres Vertrauens wenden, 
der Sie mit seinem Fach-
wissen unterstützen kann.

Die Fachgruppe Ingenieur-
büros der Wirtschaftskammer 
Tirol informiert: „Die in den 
Standards formulierten Zu-
schlagkriterien sind in Hin-
sicht auf ihre Definition, ihre 
Bewertung und bei der Er-
mittlung des Bestbieters stark 
verbesserungsbedürftig.“
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Das Problem kennen 
öffentlicher Auftraggeber 
und Angebotssteller glei-
chermaßen – und beiden 
macht es Kopfzerbrechen. 
Die Rede ist von Vergabe-
Verfahren, bei denen es 
massive Preisunterschiede 
in der Angebotsphase gibt. 
Dabei ist bei genauer Be-
trachtung oft nur ein klei-
ner Teil auf differierende 
Preiskalkulationen zurück-
zuführen. Der überwiegen-
de Teil der Abweichungen 
entfällt auf einen stark un-
terschiedlichen Leistungs-
umfang, der den Angebo-
ten zugrunde liegt.

Das Problem betrifft 
Dienstleister im Allge-
meinen und Ingenieure 
im Besonderen, wie Erich 
Fritsch, Vorsitzender der 
Sektion Ingenieurkonsu-
lenten der Kammer der 
Architekten und Ingeni-
eurkonsulenten für Tirol 
und Vorarlberg, festhält.

Viele Bürgermeister ent-
scheiden sich für den Bil-
ligstbieter, was allerdings 
nicht heißt, damit auch die 
wirtschaftlichste Variante 
des Gesamtbauvorhabens 
gewählt zu haben. Ein 
Umstand, der etwa Rudolf 
Häusler, Bürgermeister von 
Kematen, zu einem erklär-
ten Befürworter des Best-
bieterprinzips macht, und 
zu einem scharfen Kritiker 
so genannter „Dumping-
angebote“. „Ich musste die 
Erfahrung machen, dass 
nach erfolgter Beauftra-

gung immer sehr rasch 
vom beauftragten Ingeni-
eurbüro Nachforderungen 
und Anpassungen zu dem 
nicht eindeutig klar defi-
nierten und vielleicht zu 
ungenau beschriebenen 
Leistungsumfang erfolg-
ten“, so Häusler. „Je genau-
er der Auslober die Auf-
gabenstellung definiert, je 
klarer er sagt, was er will 
und worauf er im Besonde-
ren Wert legt, desto klarer 
muss zudem das Angebot 
sein“, betont auch Fritsch. 
Fast alle Fachgruppen der 
Bundeskammer der Ar-
chitekten und Ingenieur-
konsulenten stellen ihren 
Mitgliedern und Auftrag-
gebern mittlerweile diffe-
renzierte Leistungsbilder 
und Vergütungsmodelle 
als Orientierungshilfe zur 
Verfügung.

Der Bauherr kann aber 
nicht nur die Leistungs-
bilder heranziehen. Die 
Kammer der Architekten 
und Ingenieurkonsulenten 
für Tirol und Vorarlberg 
hat mit Rainer Noldin als 
Wettbewerbs- und Verga-
bekonsulenten auch einen 
Fachmann, der Bauherren, 
insbesondere Gemeinden, 
kostenlos mit Rat und Tat 
zur Seite steht und zwar 
in Wettbewerbs- UND in 
Vergabeverfahren.

Sowohl Auftraggeber als 
auch Angebotssteller ha-
ben viele Möglichkeiten, 
Vergabeverfahren in einem 
für den Steuerzahler posi-

tiven Sinn zu lenken. Ein 
probates Mittel dabei ist, 
Qualitätskriterien in den 
Vordergrund zu rücken 
und das Preiskriterium 
geringer zu bewerten. „Es 
zeigt die Erfahrung, dass 
nach Abschluss der Arbei-
ten eine gelegte Gesamt-
abrechnung der abrech-
nenden Ingenieuren diese 
dann in jenem Bereich der 
Honorargrößenordnung 
liegen, wie sie im Bereich 
der Anbotslegung zwi-
schen Platz drei und vier 
vorzufinden waren.“

Bgm. Häusler unter-
stützt damit den Wunsch 
des Sektionsvorsitzenden 
der Ingenieurkonsulenten, 
Erich Fritsch, dass die ge-
setzlichen Rahmenbedin-
gungen in Österreich ge-
schaffen würden, welche es 
den Auslobern ermöglich-
ten, den Preis-Mittelwert 
als Entscheidungskriteri-
um heranzuziehen: auffal-
lend teure und übertrieben 
niedrige Angebote würden 
dabei abgewertet, das An-
gebot mit der geringsten 
Abweichung vom Mittel-
wert erhielte die meisten 
Preispunkte. „In Südtirol 
etwa und in der Schweiz 
hat man sehr gute Erfah-
rungen mit dieser Metho-
de gemacht“, weiß Fritsch.

Es liegt also in der Hand 
von Auftraggebern und 
Angebotsstellern, dass 
der Bestbieter zum Zug 
kommt – und letztlich alle 
gewinnen.� S. Gurschler

Der Spekulation einen
Riegel vorschieben

Problematik für 
die Ingenieure

Preis-Mittelwert 
für Entscheidung

Kammer der Architek-
ten und Ingenieurkon-
sulenten für Tirol und 
Vorarlberg

Erich Fritsch,
Vorsitzender der Sektion 
Ingenieurkonsulenten 
der Kammer der Archi-
tekten und Ingenieur-
konsulenten für Tirol und 
Vorarlberg
Rennweg 1
6020 Innsbruck

Tel.  0512 588 335
Fax: 0512 588 335-6
E-Mail: arch.ing.office@
kammerwest.at

Internet:
www.kammerwest.at
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Fachmann fragen
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Chance für Tirols Gemeinden:
Nachhaltiges Immobilienmanagement

Mag. Heinrich
Kranebitter
Raiffeisen Kommunal- 
Betreuung Tirol

Er ist für Sie bei allen 
Anfragen bzw. für Ter-
minvereinbarungen er-
reichbar unter Telefon 
0512 5305 DW 11235 
bzw. mobil unter
0664 855 26 57 bzw. 
per E-Mail unter
heinrich.kranebitter@
rlb-tirol.at

Nach Meinung der Fachleu-
te werden in Zukunft nur jene 
Gemeinden erfolgreich sein, 
die gemeindeübergreifend 
eine lebenswerte Region mit 
leistbarem Wohnraum sowie 
erreichbaren und attraktiven 
Arbeitsplätzen bieten können.

In Zeiten knapper kom-
munaler Budgets sind als 
Alternative zu klassischen 
Finanzierungslösungen neue, 
innovative Möglichkeiten ein 
Gebot der Stunde. 

Mag. Heinrich Kranebitter 
ist Spezialist für dieses Thema. 

Zu den Herausforderungen für Tirols Gemeinden gehören die optimale Planung und 
Umsetzung von Immobilienprojekten wie z. B. Kindergärten, Gemeindezentren oder 
Turnhallen, ohne das Gemeindebudget über Gebühr zu belasten. Es gibt innovative Wege, 
die dem Bundesvergabegesetz entsprechen, Kostensicherheit bieten und die regionale 
Wertschöpfung sicherstellen.

Er weiß Rat: „Bei jedem Pro-
jekt gibt es mehrere Wege zur 
optimalen Finanzierung und 
Ausführung.“ Dazu gehören 
beispielsweise Leasing- bzw. 
Mietmodelle sowie Energie
effizientes Bauen und Sanie-
ren (EEBS).

Freilich kann man diese 
Modelle nicht standardisiert 
„einkaufen“. Vielmehr sollen 
individuelle Wünsche bzw. 
der spezifische Bedarf jeder 
Gemeinde optimal abgedeckt 
werden. „Daher empfehle 
ich jeder Tiroler Gemeinde, 

sich rechtzeitig vor Planung, 
Beauftragung und Durch-
führung Informationen über 
die Vor- und Nachteile der 
verschiedenen Wege einzuho-
len“, unterstreicht Kranebitter.

„Nur so können unliebsame 
Überraschungen wie Kosten-
überschreitung, Qualitäts-
minderungen, Energiemehr-
verbrauch usw. vermieden 
werden!“

Gefragte Ansprechpartner 
sind die Experten der örtli-
chen Raiffeisenbanken.

Der Tiroler Gemeindever-
band und der Fachverband 
der leitenden Gemeindebe-
diensteten Tirols (FLGT) 
luden gemeinsam mit den 
Initiatoren Raiffeisen-Lan-
desbank Tirol AG und der 
wrs energie- & unterneh-
menslösungen gmbh zu 
einem spannenden Infor-
mationsnachmittag in die 
Raiffeisen-Landesbank nach 
Innsbruck ein. 

Mehr als 60 interessierte 
Gemeindeamtsleiter, Bürger-
meister und Entscheidungs-
träger konnten wichtige An-
regungen mitnehmen und 
werden so manches Projekt 
in der Zukunft wohl anders 
angehen und gestalten. 

Die Veranstaltung er-

Informationsveranstaltung „Die Gemeinde und 
ihre Immobilien in Zeiten knapper Budgetmittel“

möglichte allen Besucherin-
nen und Besuchern einen 
umfangreichen Überblick 
darüber, wie Gemeinden in 

Mag. (FH) Josef Liegl (wrs), Dr. Gerald Mathis (Institut für Standort-, Regional- und Kom-
munalentwicklung, Dornbirn), Gemeindeverbandspräsident Bürgermeister Mag. (FH) Ernst 
Schöpf, Mag. Heinrich Kranebitter (Raiffeisen Kommunal-Betreuung Tirol) sowie FLGT-
Landesobmann Mag. Bernhard Scharmer (von links).

Zukunft Immobilienprojekte 
optimal planen bzw. umset-
zen und somit die Gemein-
debudgets entlasten können. 
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Im Mai 2012 begann die 
IKB mit der Umstellung 
der Straßenbeleuchtung 
von Mutters auf innovative 
LED-Lampen und fun-
gierte dabei als umfassen-
der Service-Partner.

Die Innsbrucker Kom-
munalbetriebe AG (IKB) 
bietet allen Tiroler Ge-
meinden attraktive All-
Inclusive-Pakete zur 
Optimierung und Moder-
nisierung der öffentliche 
Beleuchtung an. Als erste 
Tiroler Gemeinde stellte 
Mutters mit der Unterstüt-
zung der IKB ihre gesam-
te Straßenbeleuchtung auf 
LED um. 267 Lichtpunkte 
werden bis Juni 2012 um-
gerüstet.

Mutters modernisiert und 
setzt auf LED

Die Gemeinde Mutters 
startete 2011 mit den ers-

ten Planungsschritten zur 
Erneuerung der öffentli-
chen Beleuchtung. Bisher 
sind großteils Kandelaber-

Leuchten mit Quecksil-
berdampflampen (zu 80 
und 125 Watt) aus den 
1960er-Jahren im Einsatz. 

Mutters: Start für Umrüstung 

Bei der elektrotechnischen Messung werden alle Installationen nach gültigen Vor-
schriften und Normen geprüft und protokolliert.
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Innsbrucker Kommu-
nalbetrieg AG (IKB)

MBA, Lichtexperte
Georg Dollinger

Tel.  0512 502 5326

E-Mail:
georg.dollinger@ikb.at

Ing. Wolfgang Kerber
Zertifizierter
Lichttechniker

Tel. 0512 502 7267

E-Mail:
wolfgang.kerber@ikb.at

Die alten und ineffizienten (zu hoher Stromverbrauch) 
Quecksilberdampflampen werden abmontiert.
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auf LED-Straßenbeleuchtung 
Bürgermeister Hansjörg 
Peer: „Die Zeit war reif für 
die Modernisierung, nicht 
zuletzt aufgrund der gestie-
genen Anforderungen ans 
Kabelnetz und des hohen 
Energieverbrauchs. In der 
IKB haben wir einen kom-
petenten und unabhän-
gigen Partner gefunden.“ 
IKB-Lichtprofi Georg 
Dollinger erläutert die Vor-
teile von LED: „Eine LED-
Straßenbeleuchtung führt 
zu beachtlicher Strom- und 
Kosteneinsparung. LED-
Lampen haben eine lange 
Lebensdauer bei geringem 
Wartungsbedarf.“

Schritte zur erfolgreichen 
Umstellung

Im Herbst 2011 fan-
den ausführliche Bera-
tungsgespräche statt. Da-
raufhin beauftragte die 
Gemeinde Mutters die 
IKB mit der Feinanalyse, 
die auch eine Kabelnetz-
Analyse einschloss. Die 
IKB-Lichtprofis erstell-
ten ein maßgeschneidertes 
Beleuchtungs-Gesamtkon-
zept. Im November 2011 
beschloss der Gemeinderat 
die Beleuchtungs-Umstel-
lung. Dabei fiel die Wahl 
auf das Modell Futurlux 
Head 2 und 3 der Tiroler 
Firma Swarco mit 34 bzw. 
46 Watt. Nach der Auf-
tragsvergabe im Dezem-
ber 2011 bestellte die IKB 
Leuchten, Masten und Ka-
belübergangskästen. Witte-
rungsbedingt wurde dann 
im Mai 2012 mit der Er-
neuerung der Beleuchtung 
begonnen. Mitte Juni wird 
Mutters im neuen LED-
Licht erstrahlen. 

Individuelles Gesamtpa-
ket für eine energiesparen-
den Straßenbeleuchtung

Das IKB-Angebot 
punktete auch mit einem 
fixen Kostenrahmen ohne 
Investitionskosten. Bgm.  
Hansjörg Peer: „Uns hat 
nicht zuletzt die Finan-
zierungslösung überzeugt. 
Wir zahlen jetzt zehn Jah-
re eine monatliche Rate. 
Dafür erhalten wir eine 
fundierte Beratung, die 
Planung und Inbetrieb-
nahme der neuen Anlage 
sowie laufende Kontrollen, 
Wartung und Betriebsfüh-
rung – 24-Stunden-Ser-
vice inklusive.“

Die Swarco-LED-Lampen 
sparen Betriebskosten.

Bei der elektrotechnischen Messung werden alle Ins-
tallationen nach gültigen Vorschriften geprüft. 
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Personalia
Bgm. Martina Klaunzer, Gaimberg� 55
Bgm. Hannes Juffinger, Thiersee� 50
Bgm. Helmut Mall, St. Anton a. A.� 50
At-Bgm. Josef Zimmerling, Baumkirchen� 80
Bgm. Vitus Monitzer, St. Veit i. D.� 50
Alt-Bgm. Othmar Türtscher, Galtür� 75
Alt-Bgm. Erwin Eberharter, Weer� 65
Alt-Bgm. Anton Friedle, Häselgehr� 65
Alt-Bgm. Josef Kröll, Stummerberg� 70
Bgm. Alois Oberdanner, Birgitz� 50
Bgm. Richard Posch, Nesselwängle� 65
Landtagspräsident DDr. Herwig van Staa� 70
Alt-Bgm. Johann Arnold, Hochfilzen� 65
Alt-Bgm. Reg.-Rat Walter Doblander, Kundl� 85
Bgm. Ing. Alois Miemelauer, Stanz b. L.� 55
Alt-Bgm. Heinrich Kienpointner, Waidring� 65

Gesetz vom 8. Februar 2012, mit dem 
die Tiroler Feuerpolizeiordnung 1998 ge-
ändert wird

Gesetz vom 9. Februar 2012, mit dem 
das Landes-Gleichbehandlungsgesetz 

2005 und das Tiroler Antidiskriminie-
rungsgesetz 2005 geändert werden

Verordnung der Landesregierung vom 
27. März 2012 über die Festlegung von 
Haftungsobergrenzen

Tiroler Landesgesetze und Verordnungen
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n   Anti-Stalking-Rechtsschutz
n   Weltdeckung im Lenker-, Schadenersatz- und Straf-Rechtsschutz
n    Angestellte Ärzte im Privat-RS versicherbar
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Immer mehr öffentliche 
Auftraggeber setzen auf 
nachhaltige Umsetzungs-
modelle im kommunalen 
Hochbau zur Senkung der 
Lebenszykluskosten.

Bereits seit 2008 empfiehlt 
das Bundeskanzleramt öf-
fentlichen Auftraggebern 
eine nachhaltige Beschaf-
fung umweltfreundlicher 
Produkte und Leistungen, 
die den Geboten der Spar-
samkeit, Wirtschaftlichkeit 
und Zweckmäßigkeit fol-
gen. Auch das Bundesver-
gabegesetz ermöglicht die 
Vergabe von Bauleistungen 
nach Kriterien, die die Le-
benszykluskosten betrach-
ten. Es ist somit an der Zeit, 
gewohnte aber heute nicht 
mehr zweckmäßige Verga-
beformen zu überdenken 
und öffentliche Bauaufträge 
nach lebenszyklusorientier-
ten Kriterien zu vergeben.

L e b e n s z y k l u s k o s t e n 
und frühzeitige Einbin-
dung der Unternehmer als 
neuer Maßstab

In Zeiten steigender 

Bau,- Energie-, und In-
standhaltungskosten wird 
es immer wichtiger, bereits 
in der Planungsphase alle 
Möglichkeiten zu betrach-
ten, um Kostentreiber in 
der Umsetzung und im 
laufenden Betrieb eines 
Gebäudes zu vermeiden. 
Möglich wird das durch 
einen neuen Zugang bei 
der Umsetzung von kom-
munalen Bauprojekten und 
durch eine optimale Steu-
erung der Vorprojekt- und 
Planungsphase sowie einer 
frühzeitigen Einbindung 
der ausführenden und be-
treibenden Unternehmen. 
In der Umsetzung und 
dem Betrieb des Gebäu-
des ermöglichen Energie-
verbrauchsgarantien, op-
timierte und garantierte 
Herstellkosten sowie eine 
langjährige Bindung des 
Auftragnehmers an das 
Bauvorhaben durch eine 
laufende Betreuung im 
Energiecontrolling eine 
hohe Gebäudequalität bei 
optimalen Kosten.

Durch alternative Verga-

beformen in Form von To-
talunternehmer-Projekten 
bzw. PPP-Modellen haben 
öffentliche Auftraggeber 
mehr Möglichkeiten, auf 
die Qualität und Folgekos-
ten von Hochbauprojekten 
einzuwirken und mitzu-
bestimmen, welche Ziele 
gemeinsam mit den Auf-
tragnehmern zu erreichen 
sind. So kann gewährleistet 
werden, dass die Budgets 
sowohl während der Her-
stellung des Gebäudes als 
auch im laufenden Betrieb 
eingehalten werden können 
und Streitigkeiten zwischen 
den Vertragsparteien ver-
ringert werden.

Die WRS energie- und 
unternehmenslösungen 
gmbh hat sich seit Anbe-
ginn auf neue Formen des 
kommunalen Hochbaus 
konzentriert und bietet den 
Tiroler Gemeinden deshalb 
mit dem „Energieeffizien-
ten Bauen und Sanieren“ 
eine Möglichkeit, mit der 
man Hochbauvorhaben ef-
fizienter und nachhaltiger 
umsetzen kann. 

Alternative Bau-Modelle als 
Kostensenkungspotenzial

Die Gemeinde Niederndorf Immobilien KG hat sich für eine alternative Abwick-
lungsform entschieden und bei der Errichtung des Kindergartens und der Turnhal-
le Niederndorf Geld, Zeit und Energie gespart (Fotorechte: BE Bauplanung GmbH 
– BM Ing. Gerhard Erber).
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WRS energie- & un-
ternehmenslösungen 
gmbh
Zweigniederlassung 
Österreich-West

Ing. Mag (FH) Josef
Liegl
Projectconsulting

Museumstraße 11, 
6020 Innsbruck
Tel. 0512-560 441-22  
Mobil: 0664-46 35 590
Fax: 0512-560 441- 90

E-Mail:
josef.liegl@wrs.at

Web: www.wrs.at
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Innovative Gemeinden handeln 
energieeffizient und schonen 
das Budget.
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Egon Kahr
Jenbach bis Kufstein, 
Salzburg, Osttirol
Tel.: 0676 / 83 686 5235

Daniel Stern
Schwaz bis Telfs
Tel.: 0676 / 83 686 5233

Ihre Ansprechpartner

Mit ProContracting Energiekosten senken und 
gleichzeitig Umweltauflagen erfüllen!

ProContracting bietet Planung, Finanzierung, Errichtung und laufenden Betrieb von 
Heizungs- und Kälteanlagen zu fix kalkulierbaren Preisen. Die Vorteile für Gemeinden? 
Keine Anfangsinvestitionen, ein perfekter Service mit 24h-Hotline und bis zu 1/3 
weniger Energiekosten. Dies ermöglicht energie- und umweltpolitische Vorbildwirkung 
bei gleichzeitig effizientem Einsatz von Steuermitteln. Wir unterstützen Sie bei der 
Erreichung der „20-20-20-Ziele“ der EU.  Service-Hotline 0800 500 502

Wir beraten Sie gerne.
www.ProContracting.at


